
SCHOLZ 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 

23. Februar 1994 * 

In der Rechtssache C-419/92 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunale 
amministrativo regionale per la Sardegna (Italien) in dem bei diesem anhängigen 
Rechtsstreit 

Ingetraut Scholz 

gegen 

Opera Universitaria di Cagliari, 

Cinzia Porcedda 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 7 
und 48 EWG-Vertrag sowie der Artikel 1 und 3 der Verordnung (EWG) 

* Verfahrensspräche: Italienisch. 
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Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der Arbeitneh­
mer innerhalb der Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten G. F. Mancini, 
J. C. Moitinho de Almeida und M. Diez de Velasco (Berichterstatter), der Richter 
C. N . Kakouris, F. A. Schockweiler, M. Zuleeg, P. J. G. Kapteyn und J. L. Murray, 

Generalanwalt: F. G. Jacobs 
Kanzler: D. Louterman-Hubeau, Hauptverwaltungsrätin 

unter Berücksichtigung der schriftlichen Erklärungen 

— der Ingetraut Scholz, vertreten durch Rechtsanwalt Eligio Simbula, zugelassen 
bei der Corte suprema di cassazione, 

— der italienischen Regierung, vertreten durch Professor Luigi Ferrari Bravo, Lei­
ter des Servizio del contenzioso diplomatico des Außenministeriums, als 
Bevollmächtigten, Beistand: Avvocato dello Stato Pier Giorgio Ferri, 

— der französischen Regierung, vertreten durch Jean-Pierre Puissochet, Leiter der 
Rechtsabteilung im Ministerium für auswärtige Angelegenheiten, als 
Bevollmächtigten, Beistand: Claude Chavance, Attaché principal in der Zentral­
verwaltung, 

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechts­
berater Dimitrios Gouloussis und Enrico Traversa, Juristischer Dienst, als 
Bevollmächtigte, 
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aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Ingetraut Scholz, der italieni­
schen Regierung, der französischen Regierung und der Kommission in der Sitzung 
vom 10. November 1993, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 15. 
Dezember 1993, 

folgendes 

Urteil 

1 Das Tribunale amministrativo regionale per la Sardegna hat mit Urteil vom 10. 
Juni 1992, in das Register der Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen am 18. 
Dezember 1992, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach der Auslegung 
der Artikel 7 und 48 EWG-Vertrag sowie der Artikel 1 und 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2) zur Vorab­
entscheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit über die Einstufung der Bewerber, mit 
der ein allgemeines Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und 
Prüfungen zur Besetzung von Stellen für Kantinenbedienstete an der Universität 
Cagliari abgeschlossen wurde. 

3 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens, eine gebürtige Deutsche, die durch 
Eheschließung die italienische Staatsangehörigkeit erworben hat, erhob gegen ihre 
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Einstufung im Rahmen des vorgenannten Auswahlverfahrens eine Klage, die sie mit 
der Rechtswidrigkeit der Weigerung des Prüfungsausschusses für das Auswahl­
verfahren begründete, die Berufstätigkeit, die sie vor ihrer Eheschließung in der 
deutschen Postverwaltung ausgeübt hatte, zu berücksichtigen, wie dies in der Aus­
schreibung des Auswahlverfahrens vorgesehen gewesen sei. 

4 Die Ausschreibung des Auswahlverfahrens sah insbesondere vor, daß im Hinblick 
auf die abschließende Einstufung der Bewerber eine bestimmte Anzahl von Punk­
ten für die Befähigungsnachweise und Dienste vergeben wurde. Sie enthielt keine 
näheren Angaben zur Art der früheren Berufserfahrung. 

5 Das Tribunale amministrativo regionale per la Sardegna, bei dem die Klage 
anhängig ist, hat dem Gerichtshof daraufhin folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

Sind die Artikel 7 und 48 EWG-Vertrag sowie die Artikel 1 und 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 dahin auszulegen, daß sie es verbieten, daß bei einem 
öffentlichen Auswahlverfahren zur Besetzung von Stellen, die nicht zu denjenigen 
gehören, für die der Vorbehalt des Artikels 48 Absatz 4 EWG-Vertrag gilt, der 
Berufstätigkeit in einer öffentlichen Verwaltung eines anderen Mitgliedstaats jede 
Bedeutung abgesprochen wird, wenn die Berufstätigkeit in einer Verwaltung des 
Staates, in dem das Auswahlverfahren ausgeschrieben wird, als brauchbarer 
Befähigungsnachweis für die endgültige Einstufung in dem Auswahlverfahren 
berücksichtigt wird? 

6 Zunächst ist daran zu erinnern, daß Artikel 7 E WG-Vertrag, der jede Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verbietet, nicht selbständig gilt, wenn 
der EWG-Vertrag, wie es in Artikel 48 Absatz 2 hinsichtlich der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer der Fall ist, ein besonderes Diskriminierungsverbot enthält (vgl. 
Urteil vom 30. Mai 1989 in der Rechtssache 305/87, Kommission/Griechenland, 
Slg. 1989, 1461, Randnrn. 12 und 13). Außerdem verdeutlichen die Artikel 1 und 3 
der Verordnung Nr. 1612/68 nur die bereits aus Artikel 48 EWG-Vertrag folgenden 
Rechte und führen sie durch. Daher ist nur diese Vorschrift in der vorliegenden 
Rechtssache einschlägig. 
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7 Nach ständiger Rechtsprechung (vgl. insbesondere Urteil vom 10. März 1993 in der 
Rechtssache C-111/91, Kommission/Luxemburg, Slg. 1993, I-817, Randnr. 9) ver­
bietet Artikel 48 EWG-Vertrag nicht nur offensichtliche Diskriminierungen auf­
grund der Staatsangehörigkeit, sondern auch alle versteckten Formen der Diskrimi­
nierung, die durch die Anwendung anderer Unterscheidungsmerkmale tatsächlich 
zu dem gleichen Ergebnis führen. 

8 Bezüglich des Falles, um den es im Ausgangsverfahren geht, ist zunächst darauf 
hinzuweisen, daß sich der Umstand, daß die Klägerin die italienische 
Staatsangehörigkeit erworben hat, nicht auf die Anwendung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung auswirkt. 

9 Jeder Gemeinschaftsbürger, der von seinem Recht auf Freizügigkeit der Arbeitneh­
mer Gebrauch gemacht und in einem anderen Mitgliedstaat eine Berufstätigkeit 
ausgeübt hat, fällt nämlich unabhängig von seinem Wohnort und seiner 
Staatsangehörigkeit in den Anwendungsbereich der genannten Vorschriften. 

10 Sodann ist zu bemerken, daß die Bestimmungen des fraglichen Auswahlverfahrens 
für die endgültige Einstufung der Bewerber die Berücksichtigung von früheren 
Beschäftigungszeiten im öffentlichen Dienst vorsahen, ohne näher anzugeben, daß 
diese mit den Aufgaben eines Kantinenbediensteten in Zusammenhang stehen 
mußten. 

1 1 Schließlich ist festzustellen, daß die Weigerung, die von der Klägerin des Ausgangs-
verfahrens im öffentlichen Dienst eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegte 
Beschäftigungszeit bei der Vergabe der vorgesehenen Zusatzpunkte im Hinblick 
auf ihre endgültige Einstufung zu berücksichtigen, eine nicht gerechtfertigte mittel­
bare Diskriminierung darstellt. 

12 Daher ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, daß Artikel 48 EWG-Vertrag 
dahin auszulegen ist, daß, wenn eine öffentliche Einrichtung eines Mitgliedstaats 
bei der Einstellung von Personal für Stellen, die nicht in den Anwendungsbereich 
von Artikel 48 Absatz 4 EWG-Vertrag fallen, die Berücksichtigung der früheren 
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Berufstätigkeiten der Bewerber innerhalb einer öffentlichen Verwaltung vorsieht, 
diese Einrichtung gegenüber den Gemeinschaftsbürgern nicht danach unterschei­
den darf, ob diese Tätigkeiten im öffentlichen Dienst dieses Mitgliedstaats oder in 
dem eines anderen Mitgliedstaats ausgeübt wurden. 

Kosten 

1 3 Die Auslagen der italienischen und der französischen Regierung sowie der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen 
abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangs­
verfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden 
Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Tribunale amministrativo regionale per la Sardegna (Italien) mit 
Urteil vom 10. Juni 1992 vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Artikel 48 EWG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß, wenn eine öffentliche Ein­
richtung eines Mitgliedstaats bei der Einstellung von Personal für Stellen, die 
nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 48 Absatz 4 EWG-Vertrag fallen, 
die Berücksichtigung der früheren Berufstätigkeiten der Bewerber innerhalb 
einer öffentlichen Verwaltung vorsieht, diese Einrichtung gegenüber den 
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Gemeinschaftsbürgern nicht danach unterscheiden darf, ob diese Tätigkeiten 
im öffentlichen Dienst dieses Mitgliedstaats oder in dem eines anderen 
Mitgliedstaats ausgeübt wurden. 

Due Mancini Moitinho de Almeida 

Díez de Velasco Kakouris Schockweiler 

Zuleeg Kapteyn Murray 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 23. Februar 1994. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident 

O. Due 
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